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Kantonale
Volksabstimmung

vom 5. - 7. November 1976



Grossratsbeschluss betreffend Verlängerung der Hauptpiste des Flughafens
Basel-Miilhause n sowie Richtlinien über Massnahmen betreffend den Flug-
lärm aus dem Betrieb des Flughafens Basel-Mülhausen

3. Der Regierungsrat wacht auf Grund regelmässiger Messungen darüber,
dass die Lärrnbelastunq durch den Betrieb des Flughafens die Werte nicht
überschreitet, die für den Fall einer Pistenverlängerung als voraussehbar er-
mittelt worden sind.

Ergeben Kontrollmessungen höhere Belastungen, so wird der Heqierunqs-
rat bei den zuständigen Stellen des Flughafens Basel-Mülhausen vorstellig.
Er beauftragt namentlich die Vertreter des Kantons Basel-Stadt im Ver·
waltungsrat des f!'lughafens, au,f eine Verminderung des Lärms hinzuwirken,

Sofern es zur angestrebten Herabsetzung .der F'·Jglärmbelastung als
zweckmässig erscheint, ersucht der Regierungsrat die eidgenössischen Be·
hörden um Unterstützung und gemeinsames Vorgehen.

4, Der Regierungsrat wacht darüber, dass die auf dem Flughafen Basel-
Mülhausen angeordneten Nachtfluqeinschrankunqan den Einschränkungen
auf den schweizerischen Landesflughäfen Genf und Zürich angeglichen wer-
den(]r. Wirkt insbesondere dahin, dass di~.J~~~~.t~sc.h.e,,A.nwe~"~.u.ng~ nament·
lieh hinsichtlich bewilligter Ausnahmen, mit den schweizerischen Langes·
flughäfen übereinstimmt,

5, Der Regierungsrat berichtet. dem Grossen Rat jedes Jahr über den
Stand der Bemühungen zur Verminderung der Fluglärmbelastung,

6, Zur Regelung der Einzelheiten erlässt der Regierungsrat die erforderli·
ehen Durchführungsvorschriften,

Dieser Beschluss ist zu publizieren; er unterliegt dem Referndum,

(Vom 22. April 1976)

Der Grosse Rat des Kantons Basel·Stadt, gestützt auf den Notenwechsel
zwischen der Schvveizerischen Eidgenossenschaft und der Französlschen
Republik vom 2.5, Februar 1971 und auf die Vereinbarung zwischen der
Schweizerischen Eidgenossenschaftund dem Kanton Basel-Stadt vom 4, Mai
1950, auf den Antrag seiner Kommission, beschliesst:

A

1, Dem Flughafen BaselMulhausen wird zur Verlängerung seiner Haupt-
piste ein Kredit von maximal 40 Millionen Franken unter Abzug der zu er-
wartenden Bundessubvention von ca. 12 Millionen Franken, sowie eines a
fonds perdu-Beitrages der Basler Wirtschaft von 5 Millionen Franken, somit
von 23 Millionen Franken zu Lasten des Staatsvermögens bewilligt, verteilt
auf die Jahre 1976 bis 1978.

2. Die Kreditsumme erhöht sich allfällig um die Kosten, die durch die
Bauteuerung in der Zeit zwischen der Aufstellung des Kostenvoranschlages
(Ende 1974) und den Bauausführungen entstehen.

B
Richtlinien über Massnahmen betreffend den Fluglärm aus dem Betrieb des
Flughafens Beset-Miithsusen

1. Der Regierungsrat sorgt im Rahmen seiner Zuständigkeiten für eine
vveitgehende Verminderung des Fluglärms aus dem Betrieb des Flughafens
8asel-Mülhausen.

2. Der Regierungsrat lässt sich durch die~ ..r:itätis0~_~om_rl1i~~.~ .. zur
8ekämpfung des Fluglärms beraten.

Der Regierungsrat sorgt für eine zweckentsprechende Instruktion der
Vertreter des Kantons im Verwaltungsrat des Flughafens Basel·Mülhausen
und für deren Zusammenarbeit mit der Paritätischen Kommission zur Be-
kämpfung des.E_~_gli!.rms

Basel, den 22, April 1976

Namens des Grossen Rates
Der Präsident: Dr. Gertrud Spiess
Der I. Sekretär: F, Heini
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Erläuterung

Der Grosse Rat hat am 22. April 1976 für die Verlängerung der Hauptpiste
des Flughafens Basel-Mülhausen von 2310 auf das für den interkontinenta-
len Verkehr nötige Mass von 3900 Metern einen Nettokredit von 23 Millio-
nen Franken bewilligt. Die gesamten Baukosten sind auf 40 Millionen Fran-
ken (Indexstand Ende 1974) veranschlagt, woran sich der Bund mit einer
Subvention von 12 Millionen Franken bereiligt und die Basler Wirtschaft
einen Beitrag a fonds perdu von 5 Millionen Franken zugesichert hat.

Zeit den Anschluss an das weltweite Luftverkehrsnetz findet, wird sich im
Laufe der nächsten Zukunft eine systematische Abwanderung von Firmen
aus der Region einstellen, womit Basel seiner Anziehungskraft als Wirt-
schafrszentrum verlustig ginge. Dass diese Beurreilung reslistisch ist, gehr
aus der zugesicherten Finanzierungsbeihilfe der Wirtschaft von 5 Millionen
Franken hervor.

Der Grosse Rat hat verbindliche Richtlinien zu Heriden des Regierungsrates
über Massnahmen zur Bekämpfung des Fluglärms beschlossen. Danach sorgt
der Regierungsrat im Rahmen seiner Zuständigkeiten für eine weitgehende
Verminderung des Fluglärms aus dem Betrieb von Basel-Mülhausen und für

eine zweckentsprechende Instruktion der Vertreter des Kantons im Verwal-
tungsrat des Flughafens. Ferner wird der Regierungsrat mit diesem Gross-
ratsbeschluss beauftragt, darüber zu wachen, dass die Lärmbelastung die
Werte nicht überschreitet, die für den Fall einer Pisten verlängerung als vor-
sussehber ermittelt worden sind. Von besonderer Bedeutung ist senliesstich
der Auftrag an den Regierungsrat, sich dafür einzusetzen, dass die auf dem
Flughafen Beset-Miitheusen angeordneten Nachtflugeinschränkungen den-
jenigen auf den Flughäfen von Genf und Zürich angeglichen werden. Um-
fangreiche Untersuchungen haben im übrigen ergeben, dass von einer Pisten-
verlängerung nach Norden eine wesentliche Verminderung der Lärmbela-
stung der städtischen Bevölkerung zu erwarten ist, weil die Maschinen we-
sentlich früher vom Boden abheben und damit die bewohnten Gebiete in
grösserer Höhe überfliegen können. Eine verstärkte Lärmbelastung ist auch
deshalb nicht zu befürch ten, weil in den letzten Jahren bei der Entwicklung
leiserer Triebwerke für die modernen Flugzeuge grosse Fortschritte erzielt
worden sind.

Der Kanton Basel-Stadt hat aber nicht nur ein wirtschaftliches und ver-
kehrspolitisches Interesse am Ausbau der Piste, sondern auch daran, dass
sein Einfluss auf die Entscheidungen Frankreichs und der schvveizerischen
Behörden nicht verlorengeh t. Rech tsbasis des Flughafens ist ein Staa tsver-
trag zwischen Frankreich und der Schweiz vom 4. Juli 1944. Darin ist unter
anderem festgehalten, dass unser Nachbarland das für die Pisten verlängerung
benötigte Terrain zur Verfügung zu stellen hat, während die schweizerische
Seite verpflichtet ist, den Ausbau auf ihre Kosten vorzunehmen. Basels Bei-
träge beruhen auf einer Vereinbarung zwischen Bund und Kanton.

Die Hauptpiste auf ein für den interkontinentalen Verkehr brauchbares
Mass zu verlängern, drängt sich schon deshalb auf, weil damit eine normale
Weiteren twicklurtq des Flughafens ste ttfinden kann und gleichzeitig eine
notwendig gewordene, wertvolle Ergänzung der Flughäfen Kloten und Coin-
trin erreicht wird. Der für die Beurteilung der zukünftigen Chancen des
Flughafens entscheidende Linienverkehr hat eine konstante Zunahme zu
verzeichnen, nämlich von 349'000auf 567'000 Passagiere innert der letzten
sechs Jahre. Letztlich ist der Ausbau des Flughafens für die Wirrschaft Basels
und der ganzen Region eine Existenztrsqe. Falls Basel nicht in absehbarer
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